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Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen für die Teilnahme von Kindern an der „Offe-
nen Ganztagsschule“ in der Primarstufe der Schulen der Stadt Wesseling vom 14. Juli 2004 
in der Fassung vom 15. Mai 2019 
 
 
Aufgrund der §§ 7 Abs. 1 und 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 9. 
Oktober 2007 (GV NRW S. 380), in Verbindung mit den §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabgaben-
gesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 21.Oktober 1969 (GV NRW S. 712), zuletzt geän-
dert durch Verordnung vom 28. April 2005 (GV NRW S. 488), hat der Rat der Stadt Wesseling in 
seinen Sitzungen am 13.07.2004, 04.04.2006, 17. Juni 2008, 12. Januar 2010, 27. April 2010, 10. 
Juli 2018 und 14. Mai 2019 folgende Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen für die Teil-
nahme von Kindern an der Offenen Ganztagsschule in der Primarstufe der Schulen der Stadt Wes-
seling (Beitragssatzung OGS) beschlossen: 
 
 

§ 1 – Offene Ganztagsschule 
 
(1) Die Stadt Wesseling ermöglicht ab dem Schuljahr 2004/2005 in Schulen der Stadt Wesseling 
den Betrieb einer „Offenen Ganztagsschule“ nach dem Runderlass des Ministeriums für Schule, 
Jugend und Kinder des Landes Nordrhein-Westfalen vom 12.02.2003 (Abl. NRW Nr. 2/03). Die 
Regelbetreuungszeit beginnt um 8.00 Uhr und endet um 16.00 Uhr. 
 
(2) Es besteht kein Rechtsanspruch auf Besuch der „Offenen Ganztagsschule“. 
 
(3) Art und Umfang der Inanspruchnahme der „Offenen Ganztagsschule“ werden durch die Schul-
leiter/-innen im Einvernehmen mit dem Schulträger festgelegt. 
 
(4) Im Zusammenhang mit dem Betrieb der „Offenen Ganztagsschule“ erhebt die Stadt Wesseling 
gemäß § 3 dieser Satzung einen sozial gestaffelten Elternbeitrag. 
 
 

§ 2 – Anmeldung zur „Offenen Ganztagsschule“ 
 
(1) Die Anmeldung zur „Offenen Ganztagsschule“ hat schriftlich von den Erziehungsberechtigten  
zu erfolgen. Sie gilt jeweils bis zum Schuljahresende. 
 
(2) Mit der Anmeldung anerkennen die Teilnehmer diese Satzung und den hierin festgelegten Ent-
gelttarif sowie die Bestimmungen des Runderlasses des Ministeriums für Schule, Jugend und Kin-
der des Landes Nordrhein-Westfalen vom 12.02.2003 (Abl. NRW Nr. 2/03) einschl. des Ganztags-
schulkonzeptes der jeweiligen Schule. 
 
 

§ 3 – Höhe und Berechnung des Elternbeitrages 
 
(1) Die Eltern haben entsprechend ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit monatlich Elternbeiträge 
zu den Kosten der Offenen Ganztagsschule zu entrichten. Lebt das Kind nur mit einem Elternteil 
zusammen, so tritt dieser an die Stelle der Eltern. Wird bei Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII den 
Pflegeeltern ein Kinderfreibetrag nach § 32 Einkommensteuergesetz gewährt oder Kindergeld ge-
zahlt, treten die Personen, die diese Leistung erhalten, an die Stelle der Eltern. Beitragszeitraum ist 
das Schuljahr. Die Beitragspflicht wird durch Schließungszeiten der „Offenen Ganztagsschule“ nicht 
berührt. Die Stadt Wesseling erhebt zusätzlich zum Elternbeitrag ein Entgelt für das Mittagessen. 
 
(2) Besuchen mehr als ein Kind einer Familie oder von Personen, die nach Absatz 1 an die Stelle 
der Eltern treten, gleichzeitig eine Kindertagespflegestelle, eine Kindertageseinrichtung oder eine 
Offene Ganztagsschule, wird der Beitrag nur für ein Kind erhoben, und zwar der jeweils höchste. 
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(3) Die Höhe der Elternbeiträge ergibt sich aus der Anlage zu dieser Satzung. Bei der Anmeldung 
des Kindes zur „Offenen Ganztagsschule“ und danach auf Verlangen haben die Eltern der Stadt 
Wesseling schriftlich anzugeben und nachzuweisen, welche Einkommensgruppe gemäß der Anla-
ge nach Satz 1 ihren Elternbeiträgen zugrunde zu legen ist. Ohne Angaben zur Einkommenshöhe 
oder den geforderten Nachweis ist der höchste Elternbeitrag zu leisten. 
 
(4) Einkommen ist die Summe der positiven Einkünfte der Eltern im Sinne des § 2 Abs. 1 und 2 des 
Einkommensteuergesetzes. Ein Ausgleich mit Verlusten aus anderen Einkunftsarten und mit Ver-
lusten des zusammenveranlagten Gatten ist nicht zulässig. Dem Einkommen im Sinne des Satzes 
1 sind steuerfreie Einkünfte, Unterhaltsleistungen sowie die zur Deckung des Lebensunterhaltes  
bestimmten öffentlichen Leistungen, insbesondere auch Leistungen nach SGB II und SGB XII, für 
die Eltern und das Kind, für das der Elternbeitrag gezahlt wird, hinzuzurechnen. Das Kindergeld 
nach dem Bundeskindergeldgesetz und den entsprechenden Vorschriften, und das Elterngeld nach 
dem Gesetz zum Elterngeld und zur Elternzeit (BEEG) bis zu einer Höhe von 300 Euro im Monat, in 
den Fällen des § 6 Satz 2 BEEG bis zu einer Höhe von 150 Euro im Monat, sind nicht hinzuzurech-
nen. Bezieht ein Elternteil Einkünfte aus einem Beschäftigungsverhältnis oder aufgrund der Aus-
übung eines Mandats und steht ihm aufgrund dessen für den Fall des Ausscheidens eine lebens-
längliche Versorgung oder an deren Stelle eine Abfindung zu oder ist er in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung nachzuversichern, dann ist den nach diesem Absatz ermittelten Einkommen ein 
Betrag von 10 % der Einkünfte aus diesem Beschäftigungsverhältnis oder aufgrund der Ausübung 
des Mandats hinzuzurechnen. Für das dritte und jedes weitere Kind sind die nach § 32 Abs. 6 Ein-
kommensteuergesetz zu gewährenden Freibeträge von dem nach diesem Absatz ermittelten Ein-
kommen abzuziehen. 
 
(5) Maßgebend ist das Einkommen in dem der Angabe vorangegangenen Kalenderjahr. 
Abweichend von Satz 1 ist das Zwölffache des Einkommens des letzten Monats zugrunde zu legen, 
wenn es voraussichtlich auf Dauer höher oder niedriger ist als das Einkommen des vorangegange-
nen Kalenderjahres. Wird das Zwölffache des Einkommens des letzten Monats zugrunde gelegt, so 
sind auch Einkünfte hinzuzurechnen, die zwar nicht im letzten Monat bezogen wurden, aber im 
laufenden Jahr anfallen. Der Elternbeitrag ist ab dem Kalendermonat nach Eintritt der Änderung 
neu festzusetzen. Soweit Monatseinkommen nicht bestimmbar sind, ist abweichend von Satz 2 auf 
das zu erwartende Jahreseinkommen abzustellen. Änderungen der Einkommensverhältnisse, die 
zur Zugrundelegung einer höheren Einkommensgruppe führen können, sind unverzüglich anzuge-
ben. 
 
(6) Die Elternbeiträge  werden von der Stadt Wesseling erhoben. Zu diesem Zweck teilt die Schule 
die Namen, Anschriften, Geburtsdaten sowie die Aufnahme- und Abmeldedaten der Kinder sowie 
die entsprechenden  Angaben der Eltern unverzüglich mit. 
 
(7) Die Verpflichtung zur Zahlung des Elternbeitrages entsteht mit der freiwilligen Anmeldung des 
Kindes zur Teilnahme an der „Offenen Ganztagsschule“ und wird von der Stadt Wesseling schrift-
lich gegenüber den Eltern festgesetzt. 
 
 

§ 4 – Mitteilungspflichten 
 

Alle Änderungen der Einkommensverhältnisse, die zur Zugrundelegung einer höheren Einkom-
mensgruppe führen können, sind unverzüglich mitzuteilen. 

 
 

§ 5 – Fälligkeit, Vollstreckung, Härtefallregelung 
 
(1) Die Elternbeiträge und sonstigen Entgelte nach dieser Satzung werden jeweils zum 5. eines 
Monats fällig. Die Beiträge werden schriftlich gegenüber den gem. § 3 Absatz 1 dieser Satzung 
Beitragspflichtigen angefordert. 
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(2) Rückständige Elternbeiträge oder sonstige Entgelte nach dieser Satzung werden im Ver-
waltungszwangsverfahren beigetrieben. Maßgebend hierfür sind die Bestimmungen des Verwal-
tungsvollstreckungsgesetzes NRW in der jeweils geltenden Fassung. 
 
(3) Ist den Beitragsschuldnern im Sinne dieser Satzung die Zahlung des Elternbeitrages nicht zu-
mutbar und scheiden andere Kostenträger als Leistungsverpflichtete aus (Sozial- und Jugendhilfe-
träger) kann aufgrund besonderer Umstände des Einzelfalles und des Ausmaßes der durch die 
Beitragserhebung entstehenden Härte ein Erlass der Beiträge auf Antrag erfolgen. Der Erlassan-
trag ist unverzüglich beim Schulträger einzureichen. 
 
 

§ 6 – Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01. August 2019 in Kraft und gilt erstmals für die Festsetzung der Elternbei-
träge für die Zeit ab dem 1. August 2019. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Anlage zu § 3 Absatz 3 der Satzung 
 
Elternbeiträge für den Besuch der Offenen Ganztagsschule in der Regelbetreuungszeit (8:00 Uhr 
bis 16:00 Uhr) werden nach folgender Staffel erhoben: 
 

Jahreseinkommen Beitrag je Monat 
  
bis 18.000 €     0 € 
bis 27.500 €     0 € 
bis 40.000 €   60 € 
bis 52.500 €   85 € 
bis 65.000 € 110 € 
bis 77.500 € 135 € 
über 77.500 € 150 € 

 
 


